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Gemeinsame Verantwortung für die Dritte Welt
Verstärkte Zusammenarbeit mit den Kirchen — ein wesentliches Element
der Neuorientierung deutscher Entwicklungspolitik

Jürgen Warnke

Vierzig Jahre ist es her, daß wir selbst Hunger
und Elend ausgesetzt waren, Hilfe brauchten, Hilfe
erhielten und Hilfe dankbar annahmen. Heute, da wir
weltweit in der Spitzengruppe der wohlhabenden
Länder sind, ist es unsere Pflicht, denen zu helfen,
die hungern und in Armut leben. Wir leisten deshalb
Entwicklungshilfe aus moralischer Verantwortung
und aus politischer und wirtschaftlicher Weitsicht.

Dr. Jürgen Warnke, MdB,
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit

Entwicklung ist Entfaltung schöpferischer
Kräfte

Die Entwicklungshilfe steht in den 80er Jahren
vor neuen Herausforderungen. Die Verschuldung
vieler Entwicklungsländer, vor allem in Latein-
amerika, erreichte krisenhaftes Ausmaß. Afrika
wurde zum Hungerkontinent. Die gewandelten
Herausforderungen, aber auch die Einsicht in
Schwachstellen und Fehlleistungen der Entwick-
lungshilfe vergangener Jahrzehnte haben zu
einer Neuorientierung der deutschen Entwick-
lungspolitik geführt. Ausgangspunkt der Neu-
orientierung ist das Verständnis von Entwicklung
als Entfaltung der schöpferischen Kräfte, die in
den Menschen der Dritten Welt angelegt sind.
Dies bedeutet:

Entwicklungshilfe muß ausgehen von den kul-
turellen und sozialen Gegebenheiten im Partner-
land. Wir müssen eigene Wege eines Landes der
Dritten Welt anerkennen und unterstützen und
nicht versuchen, einem Land unsere eigenen
Modelle überzustülpen. Nicht wir bestimmen das
Ziel der Entwicklung, sondern wir leisten Hilfe
im Respekt vor der Andersartigkeit fremder Kul-
turen.

Wer Entwicklung als Entfaltung schöpferischer
Kräfte und Entwicklungshilfe als Unterstützung
beim Erkunden eigener Wege versteht, für den ist
klar: Entwicklung braucht Zeit, Entwicklungshilfe
braucht Geduld und langen Atem.



Armutsbekämpfung durch Selbsthilfe
- ein gemeinsames Vorhaben von Staat und
Kirche

Entwicklung als Entfaltung schöpferischer Kräf-
te, das bedeutet auch: Entwicklungshilfe kann nur
Hilfe zur Selbsthilfe sein. Wir arbeiten zur Zeit
daran, das Instrumentarium der staatlichen Ent-
wicklungshilfe so zu ändern und zu erweitern, daß
es die Armen besser erreicht und ihre Fähigkeit zur
Selbsthilfe mobilisiert. Die Kirchen, die uns in der
Armutsbekämpfung durch Selbsthilfe einiges vor-
aus haben, sind bei diesem Vorhaben eigenstän-
diger und unverzichtbarer Partner des Staates.
Sie haben sich - zusammen mit dem Entwick-
lungshilfeministerium und seinen Durchführungs-
organisationen, privaten Hilfeträgern und den
politischen Stiftungen - zu einer gemeinsamen
Arbeitsgemeinschaft „Armutsbekämpfung durch
Selbsthilfe" zusammengefunden und bringen dort
ihren Sachverstand und ihre Erfahrung auf dem
Gebiet der Armutsbekämpfung und der Förderung
von Selbsthilfe ein. Der Grundsatz „Hilfe zur
Selbsthilfe" drohte zu einer inhaltslosen Floskel zu
werden. Die Zusammenarbeit von Staat, Kirchen
und privaten Entwicklungshilfeorganisationen
eröffnet nun Möglichkeiten, ihn in konkrete Ent-
wicklungshilfeprojekte zu überführen.

Geld ist nicht Entwicklung

Die Entwicklungshilfe der Bundesrepublik
Deutschland erreichte 1985 mit 8,7 Mrd DM (das
entspricht 0,47 Prozent des Bruttosozialproduk-
tes) ihren Höchststand. Mehr als 50 Prozent unse-
rer Entwicklungshilfe wird für die ärmeren und
ärmsten Entwicklungsländer eingesetzt. Viele die-
ser Länder werden noch lange Zeit auf Hilfe ange-
wiesen sein. Den ärmsten Entwicklungsländern
haben wir auch dadurch Hilfe geleistet, daß wir
ihnen Entwicklungshilfeschulden in Höhe von
4,2 Mrd DM erlassen haben. Neue Hilfe wird ihnen
nur noch als Zuschuß gegeben, so daß keine
neuen Entwicklungshilfeschulden mehr entste-
hen. Wir haben damit mehr zur Erleichterung der
Auslandsverschuldung der ärmsten Länder getan
als alle anderen Geberländer zusammen. Auch
über internationale Entwicklungsinstitutionen lei-
sten wir für die ärmsten Länder mehr als andere.
Geld ist notwendig, um Entwicklungshilfe zu be-
treiben. Wir wissen aber heute, daß die Übertra-
gung von viel Geld noch nicht viel Entwicklung be-
deutet. Wichtiger als die Steigerung der Mittel ist
die Verbesserung der Wirksamkeit unserer Hilfe.

Entscheidend sind die Rahmenbedingungen

Die Bundesregierung arbeitet mit Entwicklungs-
ländern unterschiedlicher Wirtschafts-und Gesell-

schaftsordnung zusammen. Der Erfolg dieser Zu-
sammenarbeit hängt vor allem davon ab, daß die
Regierungen der Partnerländer Rahmenbedin-
gungen schaffen, die ihrer Bevölkerung ein Min-
destmaß an Spielraum zur Entfaltung schöpferi-
scher Kräfte gewähren. Die Verantwortung für sol-
che Rahmenbedingungen können und wollen wir
unseren Partnern in der Dritten Welt nicht abneh-
men. Aber wir sprechen mit ihnen über die Rah-
menbedingungen ihrer Entwicklung und über die
größten Entwicklungsengpässe und -hemmnisse.
Dabei ist dieses als Politikdialog bezeichnete Ge-
spräch keine Einbahnstraße. Es dient genauso der
Kurskorrektur bei den Geberländern.

Die Industrieländer tragen Verantwortung für
den Teil der Rahmenbedingungen, auf den sie
Einfluß haben. Das heißt: Wir müssen unsere
Märkte für die Erzeugnisse der Entwicklungslän-
der offenhalten und öffnen, damit die Menschen in
der Dritten Welt die Früchte ihres Fleißes auch ern-
ten können.

Das heißt weiter: Unsere Landwirtschaft muß
leben können, deshalb müssen wir sie unterstüt-
zen. Aber weder für unsere Bauern, noch für den
Steuerzahler, noch für die Entwicklungsländer ist
es zumutbar, daß Jahr für Jahr Milliarden aufge-
wendet werden, um Agrarüberschüsse zu lagern
und zu verwalten, nur um sie dann zu Lasten der
Landwirtschaft in den Entwicklungsländern auf
dem Weltmarkt zu verschleudern. Die Zeit ist
reif für eine Reform des europäischen Agrarmark-
tes mit dem Ziel des Abbaus struktureller Über-
schüsse. Es mag eine Sternstunde sein, daß Bun-
desregierung, Parlament und Bauernverband in
diesem Punkt übereinstimmen.

Seit über 20 Jahren: Staatlich-kirchliche
Zusammenarbeit für die Dritte Welt

Entwicklungshilfe ist nicht allein Sache des
Staates, sondern eine Aufgabe der gesamten Ge-
sellschaft. Verständnis in der Bevölkerung für die
Probleme der Entwicklungsländer und der Einsatz
vieler Bürgerinnen und Bürger sind Vorausset-
zung für eine breit angelegte und wirksame Ent-
wicklungshilfe. In dieser Erkenntnis hat die Bun-
desregierung nach Vorstellungen des damaligen
Bundeskanzlers Dr. Adenauer schon 1962 begon-
nen, die nicht-staatlichen Initiativen in der Entwick-
lungshilfe zu fördern. Dabei waren die Kirchen
Vorreiter in der Zusammenarbeit mit der Bundes-
regierung. Erst später wurde das erfolgreiche
Modell staatlich-kirchlicher Zusammenarbeit auch
auf andere nicht-staatliche Trägerorganisationen
ausgedehnt.

Zwischen den Kirchen und der Bundesregie-
rung besteht Einvernehmen über folgende Grund-
sätze ihrer entwicklungspolitischen Zusammen-
arbeit:
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- Autonomie der Kirchen bei der Projektauswahl
- Vergabe der öffentlichen Mittel ohne

politische Auflagen
- keine staatliche Förderung von Projekten

mit missionarischem Charakter.

Das bedeutet, daß die Kirchen ihre Hilfspro-
gramme eigenverantwortlich gestalten. Die Bun-
desregierung beschränkt sich im wesentlichen
darauf, die Vorhaben entwicklungspolitisch und
außenpolitisch zu prüfen. Sie verzichtet bewußt
darauf, den Kirchen vorzugeben, was sie tun und
mit wem sie in den Entwicklungsländern zusam-
menarbeiten sollen.

Diese enge und vertrauensvolle Zusammen-
arbeit zwischen Staat und Kirchen zugunsten der
Menschen in der Dritten Welt ist weltweit einmalig
und gilt seit nunmehr fast 25 Jahren als Markenzei-
chen deutscher Entwicklungspolitik. Die Kirchen
haben durch die Zusammenarbeit mit der Bundes-
regierung die Möglichkeit, ihren —ohnehin beacht-
lichen - Einsatz für die Notleidenden und Schwa-
chen in den Entwicklungsländern finanziell und
personell zu verstärken, ohne dadurch zum Erfül-
lungsgehilfen des Staates zu werden. Der Staat
wiederum kann von den spezifischen Entwick-
lungshilfeerfahrungen der Kirchen lernen. Beiden
Partnern eröffnet die Zusammenarbeit die Mög-
lichkeit, die Einrichtungen der Kirchen in der Drit-
ten Welt mit ihren leistungsstarken einheimischen
Basisstrukturen stärker zu nutzen.

In vielen Ländern leisten die Kirchen Entwick-
lungsarbeit unter schwierigen wirtschaftlichen und
politischen Bedingungen. Sie gehen dabei oft
auch Risiken ein und betreten entwicklungspoliti-
sches Neuland. Wo staatliche Zusammenarbeit
wegen schwerer Menschenrechtsverletzungen
oder unzureichenden wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen nicht möglich ist, können die Kirchen
der notleidenden Bevölkerung auf direktem Weg
zu Hilfe kommen.

Überdurchschnittliche Steigerung
der Fördermittel

Die Bundesregierung schätzt die Entwicklungs-
arbeit der Kirchen hoch und unterstützt sie nach
Kräften. In den letzten Jahren wurde - trotz Ein-
sparungen in anderen Bereichen-die Kirchenhilfe
im Vergleich zum Gesamthaushalt des Bundes
und zum Entwicklungshilfeetat überproportional
gesteigert. Allein 1985 sind für 408 kirchliche
Entwicklungsvorhaben Förderzusagen in Höhe
von rund 250 Mio DM gegeben worden. Das sind
11,5 Prozent mehr als 1984 und 58 Prozent als
10 Jahre zuvor. Im laufenden Jahr wird das För-
dervolumen voraussichtlich eine Steigerungsrate
von fast 7 Prozent erreichen. Insgesamt betrugen
die staatlichen Finanzierungszusagen gegenüber
den beiden Kirchen im Zeitraum 1962 bis 1985

rund 3,1 Mrd DM für insgesamt 5.061 kirchliche
Entwicklungsvorhaben.. Dabei gingen die Gelder
je zur Hälfte an die Evangelische Zentralstelle für
Entwicklungshilfe und an die Katholische Zentral-
stelle für Entwicklungshilfe. Zur Abrundung des
Bildes gehören die Eigenmittel, die die Kirchen
selbst für ihre Entwicklungsarbeit aufbringen.
Diese Gelder aus Spenden, aber auch aus Kir-
chensteuern, machen mehr als das Dreifache des-
sen aus, was die Bundesregierung an öffentlichen
Zuschüssen bereitstellt.

Durch ihre entwicklungspolitische Bildungs- und
Öffentlichkeitsarbeit haben die Kirchen geholfen,
in unserem Land Vorbehalte gegen die Entwick-
lungshilfe abzubauen und der Entwicklungspolitik
als eigenständigem Politikbereich Rückhalt in der
Bevölkerung zu verschaffen. Daß sich heute fast
dreiviertel der Bürger für die Entwicklungshilfe
aussprechen, ist nicht zuletzt auch ein Verdienst
kirchlicher Überzeugungs- und Informationsarbeit.
Mit welch großem Einsatz und Ernst sich die evan-
gelische Kirche dem Thema Entwicklungshilfe
stellt, hat unlängst wieder die Synode der EKD in
Bad Salzuflen gezeigt, die sich sechs Tage lang
mit entwicklungspolitischen Fragen befaßte. Die
Bundesregierung nimmt den auf der Synode ver-
abschiedeten Appell an die Verantwortlichen in
Staat und Gesellschaft auf. Die dort genannten
Schwerpunkte decken sich in hohem Maß mit
unseren entwicklungspolitischen Erfahrungen und
Erkenntnissen. Zu ihrer Umsetzung wird die Bun-
desregierung auch in Zukunft das Gespräch und
die Zusammenarbeit mit den Kirchen suchen.

CDU: 4,6 Mio. DM
für die Dritte Welt

Mitglieder und Freunde der CDU haben in den
vergangenen vier Jahren im Rahmen der „Aktion
Dritte Welt" mehr als 4,6 Mio Mark aufgebracht.
Damit sollen, so erläuterte der Vorsitzende des
CDU-Fachausschusses Entwicklungspolitik, Karl
Lamers, in Bonn, 253 Entwicklungsprojekte in 49
Ländern unterstützt werden.

Nach Angaben von Lamers dienen die Mittel nicht
Großprojekten, sondern kommen einer möglichst
großen Zahl überschaubarer Einzelvorhaben zu-
gute. Dies ist ein wichtiger Beitrag, um die wirtschaft-
liche und soziale Not in der Dritten Welt zu lindern.
Schwerpunkte der Hilfe liegen in den Bereichen Er-
nährungssicherung, Gesundheitswesen, schulische
und berufliche Bildung.

In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, daß die
öffentlichen Entwicklungshilfeleistungen 1985 mit
8,7 Milliarden Mark Rekordhöhe erreicht haben. Die
Bundesrepublik Deutschland leistet mehr Entwick-
lungshilfe als alle Staaten des Warschauer Paktes
zusammen.



Markt und Moral
Klaus Weigelt

Ein alter Streit dreht sich um die Fra-
ge, ob es in der Marktwirtschaft ge-
nüge, sich den Regeln des Marktes
entsprechend zu verhalten, oder ob
zusätzlich moralische Gesichtspunkte
zu berücksichtigen seien. Diese Frage
geht von der Voraussetzung aus, daß
die Beachtung von Marktregeln selbst
noch nicht als moralisch zu qualifizie-
ren ist, weil sie dem Prinzip des Eigen-
nutzes folgt und deswegen der Ergän-
zung durch ethische Maximen bedür-
fe. Als solche werden dann oft die Soli-
darität, die Soziale Verantwortung
oder auch die Beachtung des Gemein-
wohls genannt.

Auf den ersten Blick scheint diese
Frage plausibel zu sein, doch beim
Hinschauen zeigen sich Probleme, die
einer näheren Analyse bedürfen, vor
allem wenn man berücksichtigt, daß
wir aus der Wirklichkeit unserer Sozia-
len Marktwirtschaft heraus argumen-
tieren und nicht vor dem Hintergrund
des Modells einer irgendwie gearteten
reinen Marktwirtschaft. Dem näheren
Verständnis mögen die folgenden The-
sen dienen:

1. Der moralische Grundkonsens

Die Marktregeln innerhalb der
Sozialen Marktwirtschaft müssen
natürlich auf einem moralischen
Grundkonsens beruhen. Dieser
allein sichert aber noch nicht die
Marktregeln, also die wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen, son-
dern die Rechtsordnung insge-
samt, von denen die Marktregeln
ein Teil sind. Es ist Aufgabe der
Ordnungspolitik in der Sozialen
Marktwirtschaft, diese Rahmenbe-
dingungen zu schaffen, immer wie-
der zu überprüfen und auszuge-
stalten und damit als Bindeglied
zwischen dem moralischen Grund-
konsens und den Marktregeln zu
dienen. Diese sind also selbst Aus-
druck des Grundkonsenses und
enthalten deswegen in der Sozia-
len Marktwirtschaft durchaus mo-
ralische Qualität. Wer sich also
innerhalb der Rahmenbedingun-
gen bewegt, handelt nicht unmora-
lisch. Gerade auch dann nicht,

wenn er eigennützige Ziele ver-
folgt. Das ist Bestandteil unserer
freiheitlichen Ordnung. Es besteht
also eine Wechselwirkung zwi-
schen den wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen, für die der Staat
zuständig ist, und dem morali-
schen Grundkonsens bei den Bür-
gern unseres Gemeinwesens.

Klaus Weigelt

2. Wertwandel
und Rechtsordnung

Nun ist aber die Rechtsordnung
keine Konstante. Sie verändert
sich und sie kann sogar Gefahr lau-
fen, ihren Wesensgehalt einzubü-
ßen. Bundespräsident von Weiz-
säcker hat dazu vor dem Deut-
schen Juristentag in Berlin folgen-
des ausgeführt: „Das Recht kann
das sittlich-geistige Bewußtsein
des Bürgers stärken, nicht aber es
schaffen. Das Recht kann zum
Konsens beitragen, nicht ihn erset-
zen. Unsere Verfassung bekennt
sich zu Werten, die wir nicht verlet-
zen dürfen, obwohl wir ihren Inhalt
rechtlich konkret kaum erfassen
können."

Hier wird zum Ausdruck ge-
bracht, daß das positive Recht und
das sittlich-geistige Bewußtsein
der Bürger nicht identisch sind.
Daraus resultiert eine doppelte
Gefährdungsmöglichkeit für die
Rechtsordnung. Zum einen wird
sie heute zunehmend gefährdet
durch das Zerbrechen des morali-
schen Grundkonsenses. Wir spre-
chen in diesem Zusammenhang oft
von Wertwandel, womit wir die ver-
änderte Einstellung der Menschen
zu den Werten umschreiben. Diese
Tendenz zum Zerbrechen des mo-
ralischen Grundkonsenses kennen
und beobachten wir seit 200 Jah-
ren als Prozeß der Säkularisierung.
Die Katholische Soziallehre spricht
von Säkularismus. Diese Gefahr
wird ergänzt durch eine zweite:
Denn die Rechtsordnung wird auch
zunehmend durch Sanktionsver-
zicht oder -Unmöglichkeit ausge-
höhlt. Mit anderen Worten, das
Recht verliert seine Bedeutung,
wenn die Instanzen, die das Wäch-
teramt über das Recht ausüben,
seine Durchsetzung nicht mehr
ernst nehmen. Wir erkennen eine
Wechselwirkung zwischen diesen
beiden Gefahren: Der Wertwandel
fördert den Sanktionsverzicht, die
Sanktionsunmöglichkeit beschleu-
nigt den Wertwandel. Ein Teufels-
kreis.

Es gibt auch eine andere Gefahr
für die Rechtsordnung, nämlich
überall dort, wo die politische
Macht dem Recht vorgeordnet
bleibt, also im Ostblock und in der
Mehrzahl der Entwicklungsländer.
Dort kann von einer Herrschaft des
Rechts nicht gesprochen werden.
Denn diese gilt nur da, wo der Herr-
scher schweigen muß, wenn die
Gesetze sprechen, wie Friedrich
der Große es ausgedrückt hat

Auch in den internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen den
Staaten oder Wirtschaftsregionen
erleben wir es als Realität, daß oft
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die politische Opportunität dem
Völkerrecht und dem internationa-
len Privatrecht vorgeordnet wird
und damit die Rückbindung der
Marktregeln über eine internatio-
nale Rechtsordnung an einen mo-
ralischen Grundkonsens der Völ-
ker unterbleibt, Die beklagenswer-
ten Folgen dieser Verfahrenswei-
sen erkennen wir in den Ländern
der zweiten und dritten Welt.

3. Marktwirtschaft ohne Ethik?

Erstaunlicherweise hat diese
Situation zu der Schlußfolgerung
bei vielen Menschen geführt, daß
die Zentralverwaltungswirtschaft
der Marktwirtschaft moralisch
überlegen sei. Diese Schlußfolge-
rung beruht auf der Fehlinterpreta-
tion von Ursache und Wirkung:
Kommen Elend, Hunger und Not
über die Menschen, weil Marktre-
geln eigennützig und rigoros ange-
wandt werden, oder sind gerade
diese Marktregeln außer Kraft ge-
setzt zugunsten besonderer politi-
scher Ziele und haben deswegen
Hunger, Not und Elend zur Folge?
Die Beantwortung dieser Frage
spaltet heute viele Menschen auch
in unserem Lande, insbesondere
im kirchlichen und hier wieder im
evangelischen Bereich. Dabei ge-
hen die Gegner der Marktwirtschaft
von einem Feindbild aus, das die
wesentliche Voraussetzung der
Sozialen Marktwirtschaft, nämlich
die sie ermöglichende Rechtsord-
nung, nicht zur Kenntnis nimmt.
Das Fehlen dieser Voraussetzung
in den meisten Entwicklungslän-
dern und auf internationaler Ebene
verleitet die Kritiker zu dem Schluß,
Marktwirtschaft sei per se vom
Teufel. Sie sei ohne Ethik, diene
nur den Reichen und führe die
Armen immer weiter ins Elend
hinein.

Liegt aber der Kern des Pro-
blems für die dritte Welt und auf
internationaler Ebene im Fehlen
einer wirkungsvollen Rechtsord-
nung, dann ist es mehr als proble-
matisch, ausgerechnet von der
Zentralverwaltungswirtschaft (Diri-
gismus) sittliche Überlegenheit zu
erwarten. Denn gerade in den so
organisierten Systemen ist das

Recht der politischen Opportunität
unterworfen. Höhere Sittlichkeit
könnte man also dann erwarten,
wenn man davon ausgeht, daß die
politische Führung von einer sol-
chen geprägt sei. Das ist aber be-
kanntermaßen weder im Ostblock,
noch in den meisten Ländern der
dritten Welt der Fall.

4. Verbesserung
der Rechtsordnung

So bleibt uns also nichts ande-
res übrig, als in unserem eigenen
Lande die ständige Verbesserung
der Rechtsordnung anzustreben,
um das sittlich-geistige Bewußt-
sein des Bürgers zu stärken, wie
der Bundespräsident es ausge-
drückt hat, zugleich aber auch den
wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen ihre moralische Qualität zu
verleihen. Dieses Ziel muß unsere
Regierung auch auf internationaler
Ebene für die Verbesserung des
Völkerrechts und des internationa-
len Privatrechts vor Augen haben,
sowie in der internationalen Zu-
sammenarbeit mit den Entwick-
lungsländern. Das ist eine Auf-
gabe, die noch Jahrzehnte bean-
spruchen wird und Geduld, Lang-
mut und Durchhaltevermögen er-
fordert.

Auf dem Wege zur Lösung die-
ser Aufgabe müssen wir uns poli-
tisch kontinuierlich und dauerhaft
den folgenden beiden Forderun-
gen stellen:
a) Verbesserung der Reichweite

der Ordnungspolitik.
Der Mensch neigt von Natur aus

dazu, den Weg des geringsten
Widerstandes zu gehen. Das ver-
leitet ihn dazu, sein moralisches
Verhalten auch unter dem Ge-
sichtspunkt des Risikos zu kalku-
lieren. Das berühmte Kavaliers-
delikt ist Ausdruck dieses Den-
kens. Wo keine oder nur eine ge-
ringfügige Sanktion droht, läßt man
schon einmal fünfe gerade sein.
Umgekehrt handelt auch der mora-
lisch Anfällige ethisch verantwor-
tungsbewußt, wenn die im Ord-
nungsrahmerr gesetzten Regeln
ihm kein Ausweichen erlauben.
Man könnte also sagen: Ordnungs-
politik schafft Moral. Aber eben

nur so weit, wie ihr Arm reicht.
Dieser Arm reicht bekanntlich bei
uns nicht unbedingt bis in alle Win-
kel der Schattenwirtschaft, und auf
internationaler Ebene, wo es nur
unzureichende Instanzen zur
Rechtsdurchsetzung gibt, ist der
Arm der Ordnungspolitik ebenfalls
schwach. Dasselbe gilt für die mei-
sten Entwicklungsländer. Darum
ist es dringend erforderlich, daß
sich die einzelnen Staaten für ihren
nationalen Zuständigkeitsbereich
und die Staatengemeinschaft ins-
gesamt für die Weltwirtschaftsord-
nung als Garanten des Rechts ver-
stehen und dieses Verständnis
auch glaubwürdig politisch um-
setzen.

Aus dieser Überlegung ist zu fol-
gern, daß es wesentlich glaubwür-
diger von Seiten der Kirchen wäre,
die Herrschaft des Rechts im natio-
nalen und internationalen Rahmen
einzufordern, als mit nie erlahmen-
dem Eifer Kritik an der desolaten
Verteilungssituation zwischen
Nord und Süd zu üben. Diese Kritik
greift eindeutig zu kurz. Im übrigen
kann sie sich der Natur der Sache
nach nur in moralischen Appellen
erschöpfen, ohne den Kern des
Problems zu erreichen. Die Vertei-
lung ist nur ein Symptom. Das Pro-
blem selbst liegt in der geschilder-
ten Nichtachtung des Rechts.

b) Stärkung des moralischen
Grundkonsenses.

Was ist damit gemeint? Der Bun-
despräsident sagt in der bereits er-
wähnten Rede, daß es andere
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wähnten Rede, daß es andere
Werte und Quellen gebe, von
denen der Mensch lebe. Ein Aus-
druck dieser Erkenntnis sei die
Gnade: Die ganze Rechtsordnung
bleibe darauf angewiesen, daß
eine Gnade erfahrbar bleibe, die
das Recht achte, ihm aber nicht
unterworfen sei. Damit ist gemeint,
daß es etwas dem positiven Recht
Vor- und Übergeordnetes geben
muß, das dem positiven Recht
unverfügbar bleibt. Die Katholische
Soziallehre spricht hier eher von
Vernunft- oder Naturrecht. Dieses
besteht unabhängig vom Bewußt-
sein der Menschen. Das ist ein
wichtiger Satz, denn er besagt, daß
sich der moralische Grundkonsens
zwar im sittlich-geistigen Bewußt-
sein der Bürger äußert, seine Quel-
len aber unabhängig von diesem
Bewußtsein existieren.

Darum heißt Stärkung des mora-
lischen Grundkonsenses auch
nicht, das sittlich-geistige Bewußt-
sein der Bürger auf eine gemein-
same, dem jeweiligen Zeitgeist
entsprechende einvernehmliche
Grundlage zu stellen, sondern da-
für zu sorgen, daß die Verbindung
des sittlich-geistigen Bewußtseins
zu seinen Fundamenten - Ver-
nunftrecht oder Gnade - erhalten
bleibt. Dies ist konservativ, vor
allem aber christlich, oder allge-
mein gesprochen religiös. Der
Bundespräsident sagt dazu: „Es

gibt in unserer geschichtlichen
Wirklichkeit keine Rechtsethik
ohne religiöse Wurzeln, es gibt
keine wichtige Religion, ohne
einen Bestand rechtsethischer
Normen." Die zentrale Aufgabe
von Bildung und Erziehung liegt
hier. Nur wenn sie verantwortlich,
das heißt eingedenk der genann-
ten Bedingungen gelöst wird, kann
es auf Dauer einen moralischen
Grundkonsens geben, als Funda-
ment für die Rechtsordnung und
menschliches Verhalten im natio-
nalen und internationalen Bereich.

Fazit:

Die Soziale Marktwirtschaft
bleibt unter Berücksichtigung der
vorstehenden Thesen der bisher
einzige theoretische und politische
Entwurf einer Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsordnung, in dem die
Geltung anonymer Marktregeln
und Gesetze mit dem verantwor-
tungsbewußten Handeln von Men-
schen am wirkungsvollsten ver-
bunden werden kann. Die Soziale
Marktwirtschaft begreift Marktwirt-
schaft nicht als reinen Mechanis-
mus. Das wäre ein Irrtum. Sie er-
zwingt aber auch nicht moralisches
Verhalten durch Appelle. Das wäre
zwecklos. Vielmehr schafft sie die
rechtlichen und ordnungspoliti-
schen Voraussetzungen dafür, daß

die Menschen freiwillig in Solida-
rität und Verantwortung handeln.
Deswegen gibt es in der Sozialen
Marktwirtschaft keinen inneren
Widerspruch zwischen Markt und
Moral, Eigengesetzlichkeit und
Sittlichkeit, wenngleich selbstver-
ständlich im Einzelfall auch in der
Sozialen Marktwirtschaft unmorali-
sches und verantwortungsloses
Verhalten angetroffen werden
kann.

Entgegentreten muß man den
rigorosen Moralisten, die einseitig
ungerechte Verteilungssituationen
und soziale Mißstände anklagen,
ohne deren Ursachen zu analysie-
ren, wie auch den wirtschaftlichen
Funktionalisten, die im Markt einen
reinen Mechanismus sehen und ihr
Verhalten als Gehorsam den öko-
nomischen' Gesetzen gegenüber
interpretieren und allein darin be-
reits ihr Ethos erkennen.

Das Ethos in der Sozialen Markt-
wirtschaft ist mehr. Es ist das ver-
antwortliche Handeln des Men-
schen unter der Herrschaft des
Rechts.

Anm.: Klaus Weigelt ist Leitender Politi-
schen Akademie der Konrad-Adenauer-
Stiftung und gehört dem EAK-Bundesvor-
stand an. Nicht nur zu Fragen einer Wirt-
schaftsethik hat er wiederholt Stellung ge-
nommen. U. a. ist er Mitautor des Buches
„Christliche Verantwortung für eine humane
Weltentwicklung", Hannover 1981.

Die Ludwig-Erhard-Stiftung
Volkhard Laitenberger

Ludwig Erhards bleibende histo-
rische Leistung waren die Durch-
setzung und der Ausbau unserer
Wirtschaftsordnung, der „Sozialen
Marktwirtschan". Mit der Wirt-
schafts- und Währungsreform vom
Juni 1948, die oft als ein mutiger
Sprung ins kalte Wasser charakte-
risiert wurde, trat fast schlagartig
eine neue, hoffnungsvollere Situa-
tion ein nach Jahren schwerster
Entbehrungen und Unsicherhei-

ten. Aber es war damit erst eine
notwendige, keineswegs eine
schon hinreichende Bedingung für
die Soziale Marktwirtschaft erfüllt.
Man braucht sich nur die Auseinan-
dersetzungen um das „Grundge-
setz der Sozialen Marktwirtschaft",
das Gesetz gegen Wettbewerbs-
beschränkungen, ins Gedächtnis
zu rufen - sie dauerten von 1948
bis 1957 und waren auch nach
der Verabschiedung des Geset-

zes noch keineswegs abgeschlos-
sen —, um zu ermessen, daß
Erhards Politik eine Politik der
Grundsatztreue, der Beharrlichkeit
und des langen Atems sein mußte.
Bis heute trifft zu, was er 1965 als
Bundeskanzler sagte: „Die Soziale
Marktwirtschaft ist noch nicht zu
Ende geführt. Es gilt, auf ihrer
Grundlage eine moderne freiheit-
liche-Gesellschaftspolitik zu ent-
wickeln."



Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl
hat auf der letzten Bundestagung
des EAK an die ethischen Voraus-
setzungen und Implikationen erin-
nert, unter denen die Verwirkli-
chung dieser Aufgabe steht1). Die
Erneuerung der Sozialen Markt-
wirtschaft, der sich die Koalition
der Mitte verschrieben hat, kann
nur in einer Gesellschaft gelingen,
in der ein Minimalkonsens über
Normen und Wertorientierungen
existiert. Der Bundeskanzler wies
auch auf die herausragende Rolle
hin, die gerade einige bewußte
evangelische Christen in den Uni-
onsparteien beim Entwurf und bei
der Fortentwicklung der Sozialen
Marktwirtschaft gespielt haben.
Ludwig Erhard erklärte im Juni
1956 vor dem EAK, dem er eng
verbunden war, je freier eine Wirt-
schaft in ihren Grundzügen und in
ihrer geistigen Fundierung sei, „um
so christlicher wird sie auch sein,
weil sie derrj Menschen mehr gibt-
mehr an Leben, mehr an Entfal-
tungsmöglichkeiten, mehr an Ver-
antwortung, mehr an Gewissen".

So sehr die Union das Verdienst
hat, mit Ludwig Erhard die Soziale
Marktwirtschaft in der Bundesrepu-
blik durchgesetzt zu haben, und so
sehr es heute darauf ankommt,
sich in diese Kontinuität zu stellen,
ist es doch unerläßlich, daß die
Soziale Marktwirtschaft auch über
Parteigrenzen hinweg als die
Grundordnung unserer Wirtschaft
und Gesellschaft verstanden wer-
den kann und dargestellt wird.

Schon 1967, wenige Monate
nach seinem Rücktritt, gründete
der Altbundeskanzler deshalb eine
Stiftung, die „Ludwig-Erhard-Stif-
tung". Er wurde ihr erster Vor-
sitzender. Nach seinem Tod 1977
übernahm den Vorsitz der Stif-
tung Professor Dr. Alfred Müller-
Armack, der Religionssoziologe,
Nationalökonom und, von 1952 bis
1963, Abteilungsleiter bzw. Staats-
sekretär im Bundesministerium für
Wirtschaft. Auf ihn-er starb 1978-
folgte Erhards jahrelanger enger
Mitarbeiter Ministerialdirektor a.D.
Dr. Karl Hohmann, der bis heute
die Stiftung führt. Ihm zur Seite
stehen als stellvertretende Vorsit-
zende zwei Publizisten - Dr. Fritz

Ullrich Fack und Johannes Gross
- und zwei Nationalökonomen -
Professor Dr. Wolfgang Stütze!
und Professor Dr. Christian Watrin
- sowie als Schatzmeister der Ber-
liner Wirtschaftssenator Elmar
Pieroth. Ein weiteres Organ der
Stiftung neben dem Vorstand ist
die satzungsmäßig auf höchstens
50 Vereinsmitglieder beschränkte
Mitgliederversammlung. Um die
Stiftung hat sich ein zur Zeit etwa
1.000 Mitglieder umfassender
Freundeskreis gebildet, dem Per-
sönlichkeiten aus Politik, Wirt-
schaft, Wissenschaft, Publizistik

Ludwig Erhard

und Verwaltung, darunter ein rela-
tiv hoher Anteil an Studenten, an-
gehören.

Unabhängig von Parteien und
Verbänden will die Ludwig-Erhard-
Stiftung dem ordnungspolitischen
Denken im Sinne der Sozialen
Marktwirtschaft ein Forum öffnen.
Ihr Feld ist nicht die Tagespolitik.
Sie fördert freiheitliche Grundsätze
in Politik und Wirtschaft durch
staatsbürgerliche Erziehungs- und
Bildungsarbeit im In- und Ausland
sowie durch wissenschaftliche Tä-
tigkeit auf dem Gebiet der Wirt-
schafts- und Ordnungspolitik (§ 2
der Satzung der Ludwig-Erhard-
Stiftung e.V.).

Die Möglichkeiten, dieser Aufga-
be gerecht zu werden, nutzt die
Ludwig-Erhard-Stiftung, im Rah-

men ihres (im Vergleich zu den
parteinahen politischen Stiftungen
bescheidenen) finanziellen Spiel-
raums, auf vielfältige Weise. Im
Zentrum der Arbeit stehen die bis
zu vier wissenschaftlichen Sympo-
sien jährlich. Die weithin beachte-
ten Protokolle dieser Tagungen
enthalten die Fachreferate und die
systematisch redigierten Diskus-
sionsbeiträge; sie sind über den
Buchhandel erhältlich (Gustav
Fischer Verlag, Stuttgart/New
York). Die Themen der jüngsten
Symposien waren: „Vermögens-
politik in der Sozialen Marktwirt-
schaft", „Steuerpolitik in der So-
zialen Marktwirtschaft", „Konti-
nuität und Wandel der deut-
schen Wirtschaftspolitik". Vor
allem für. ihre Freundeskreismit-
glieder gibt die Stiftung die Viertel-
jahreszeitschrift „Orientierungen
zur Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik" heraus, die neben
ordnungspolitischen Beiträgen,
Analysen zur Wirtschaftspolitik im
In- und Ausland, Tagungsberich-
ten, Rezensionen und aktuellen
Hinweisen auch zeitgeschichtliche
Themen aufgreift. Ferner unterhält
die Stiftung das Ludwig-Erhard-
Arehiv, das den historisch sehr be-
deutsamen Nachlaß Ludwig Er-
hards verwahrt und über umfang-
reiche Sammlungen zu seinem
Lebenswerk verfügt. Im Rahmen
der Benutzungsordnung stehen
diese Materialien der wissen-
schaftlichen Forschung offen. Das
Archiv führt auch selbst zeitge-
schichtliche Forschungsprojekte
durch.

Die stärkste Öffentlichkeitswir-
kung erzielt die Stiftung mit ihrem
alljährlich im Februar - Erhards
Geburtstag ist der 4. Februar-ver-
liehenen „Ludwig-Erhard-Preis
für Wirtschaftspublizistik". Ray-
mond Barre und Thomas Löffel-
holz (1984), Walter Kannengie-
ßer, Olaf Sievert und Henry C.
Wallich (1985), Johannes Gross

„Ich habe keine Zweifel, daß . . .
unsere Soziale Marktwirtschaft

wesentlich dazu beigetragen hat,
das Vertrauen weitester

Bevölkerungskreise in die
Bundesregierung zu stärken."

Konarad Adenauer, „Die Presse", 5.6.1954



und Artur Woll (1986) waren die
Preisträger der letzten Jahre. Rang
und publizistischer Einfluß dieser
Autoren machen sinnfällig, daß die
Soziale Marktwirtschaft die Für-
sprecher besitzt, die sie braucht,
damit die Bürger „diese Wirt-
schaftsordnung als einen wesent-

lichen Teil unserer freiheitlichen
Staats- und Gesellschaftsordnung
begreifen und davon überzeugt
sind, daß ihre ganz persönliche
Existenz davon in starkem Maße
beeinflußt wird", wie es in der
Präambel der Satzung des Ludwig-
Erhard-Preises heißt.

Anmerkung: Dr. Volkhard Laitenberger ist
der Leiter des Ludwig-Erhard-Archivs.

1) Der Text dieser Rede ist in der EAK-
Broschüre zur 27. Bundestagung in
Hannover wiedergegeben, die über
die Bundesgeschäftsstelle, Konrad-
Adenauer-Haus, 5300 Bonn, bezogen
werden kann.

Auf den Spuren der Hanse
- Beobachtungen und Reflexionen in Mecklenburg -

Friedrich Menke

Rügen lohnt eine Reise, lohnt
immer wieder hinzufahren.

Der Frühling ist schön, wenn die
himmelragenden Buchen der Stub-
benkammer im zarten Grün leuch-
ten, auch der Spätherbst lohnt sich
mit seinen gold-roten Farben, die
im Sonnenlicht stets wechseln.

Es ist eine romantische Land-
schaft, die wir auch mit den Augen
Caspar David Friedrichs sehen,
dem wir viele Bilder dieser größten
deutschen Insel verdanken.

Die Fahrt von Stralsund zur
Stubbenkammer, von dort nach
Sassnitz und dem ehemaligen
Modebad Binz ist abwechslungs-
reich: große Getreide- und Kartof-
felschläge, Buchenwälder, stets
hügelig, vorbei an der mittelalter-
lichen Backsteinkirche von Bobbin,
die auf einem Hügel liegt, von dem
aus man bei klarer Sicht das Kap
Arcona erkennt. Diese Kulturland-
schau erweckt Erinnerungen an
die Kindheit, an das alte, vorindu-
strielle Deutschland, kopfsteinpfla-
strige Alleen gehören dazu, kleine
Häuser, die eine große alte Kirche
wie eine Glucke ihre Küken be-
schützt, ebenso die herrschaftliche
Schloßanlage des Malte von Put-
bus, der sich von Friedrich Schin-
kel klassizistische Gästehäuser
und Theater um einen großen
Rundplatz, ein „Caroussell", er-
richten ließ.

Den Fürsten von Putbus gehör-
ten große Teile Rügens, geblieben
sind nur noch Park und Schloßbau-

ten. Die 45 Hamburger Angestell-
ten und Beamten, die an dieser
spätherbstlichen Reise nach Wis-
mar, Bad Doberan, Rostock, Stral-
sund und Rügen teilnahmen, wa-
ren begeistert. Gewiß, es erinnert
manches an. Schleswig-Holstein:
die schwingende endmoränige
Hügellandschaft, der schwere
Himmel mit seinen ziehenden Wol-
ken, aufgehellt durch die Sonnen-
strahlen und die breite, ruhige
Sprache, die Hamburger.- und
Mecklenburger verbindet Man ver-
steht sich, snakt platt, und redet
sich familiär im Dual-„ihr, euch" -
an.

„Auf den Spuren der Hanse"
führte diese Reise zunächst nach
Wismar. Dort stieg zu uns Frau H.,
eine kluge Dame, beredt und so
kundig, daß man Erklärungen und
Organisation getrost ihr überlas-
sen konnte. Seit sieben Jahren
für das staatliche DDR-Reisebüro
arbeitend, verkörperte sie den Typ
einer privilegierten DDR-Bürgerin,
der auch Kontakte mit anderen
Westgruppen wie z. B. Reisejour-
nalisten oder CSU-Fraktionen zu-
gemutet werden. Dazu war sie kri-
tisch, was die Versorgung mit
Wohnraum, Zuteilung von gutem
Papier für den Druck der Publika-
tionen angeht, denen keine hohe
Druckpriorität zuerkannt werden.
In den Buchhandlungen ist daher
die Auswahl immer noch gering
und zufällig wirkend. Einiges mag
unter dem Ladentisch liegen oder
aufgrund von Wartelisten zuge-
teilt werden, aber es bleibt ein

planwirtschaftliches, mängelwirt-
schaftliches Angebot. Dies gilt
auch für andere Bereiche des ein-
fachen oder gehobenen Konsums:
Kleine Äpfel, teure grüngelbliche
Apfelsinen und Pampelmusen,
Grünkohl, Rüben, Kartoffeln. Und
die Anzüge, Kleider in den Schau-
fenstern der Kaufhäuser - z. B. im
ehemaligen Wismarer Stammhaus

Unsere Autoren:

Dr. Jürgen Wamke, MdB
Bundesminister für wirtschaftliche
Zusammenarbeit
Karl-Marx-Str. 4-6
5300 Bonn

Klaus Weigelt
Konrad-Adenauer-Stiftung
SchloB Eichholz
Postfach 13 31
5047 Wesseling

Dr. Volkhard Laitenberger
Ludwig-Erhard-Archiv
Johanniterstr. 8
5300 Bonn

Dr. Friedrich Menke, MdBB
Am Wall 135
2800 Bremen

Bischof
Heinz-Georg Binder
Fritz-Erler-Str. 4
5300 Bonn

Oberkirchenrat
Prof. Dr. Karl Dienst
Paulusplatz 1
6100 Darmstadt

Albrecht Martin, MdL
Minister für Bundesangelegenheiten
Landesvertretung Rheinland-Pfalz
Sohedestr. 1-3
5300 Bonn
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von Rudolf Karstadt-erinnern den
verwöhnten Hamburger oder Bre-
mer an die ersten Nachkriegsjahr-
zehnte. Am stärksten fällt auf, wie
grau, farblos die Straßen, Häuser-
fassaden immer noch aussehen.
Die meisten Häuser in den Dörfern,
in den Ackerbaustädtchen, aber
auch in Wismar oder Rostock müs-
sen noch renoviert und farblich
akzentuiert werden. Allein, es fehlt
an guter Farbe, es fehlt an Hand-
werkern und es fehlt an Geld; denn
die Mieten sind aus politischen
Gründen ebenso wie Grundnah-
rungsmittel und Grundkulturmittel
(Schule, Hochschule, Museen
usw.) für den Mieter, Konsumen-
ten, Lernenden sehr niedrig ange-
setzt. Es ist daher ausgeschlos-
sen, mit der Miete die notwendige
Bausubstanz zu erhalten. Einzelne
Häuser, Straßen, Bezirke werden -
wie im Hafengebiet der Rostocker

City - mit öffentlichen Mitteln er-
richtet oder restauriert, einige auch
in sehr ansprechenden gotisieren-
den Backsteinfassaden (Prof.
Baumbach in Rostock), aber viele
andere Häuser verfallen. In Wis-
mar aber auch in Rostock überläßt
man jungen Paaren, die eine Woh-
nung suchen, solche Häuser, die
sie bei Lieferung erforderlicher
Materialien selbst herrichten:
Offensichtlich eine vernünftige,
akzeptierte Formel. Die Innen-
städte werden wieder anziehen-
der, nachdem jahrzehntelang im
rasch wachsenden Rostock Tra-
bantenstädte mit phantasielosen
Blöcken bevorzugt worden sind.
Heute sagt man, daß diese Bau-
politik zwar notwendig, aber auch
problematisch gewesen sei.

In Wismar führt uns ein baum-
langer „Stabi" (Stadtbilderklärer)
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Caspar David Friedrich, Kreidefelsen auf Rügen

durch die Stadt, als Grundschul-
lehrer für Sport und Werken ist er
es gewohnt, klar und verständlich
das mittelalterliche und moderne
Wismar zu vergegenwärtigen. Im
Heiliggeistkloster— einem ehemali-
gen Armenspital - erläutert Pastor
Dr. Brunner fröhlich die Schön-
heiten des spätmittelalterlichen
Saalbaus, an dessen Balkendecke
Maler des frühen 18. Jahrhunderts
bekannte Geschichten des Alten
und Neuen Testaments bunt, naiv
gemalt haben, eine Biblia pau-
perum also, Anschauungsmaterial
für die des Lesens nicht kundigen
Bürger und Kinder. Durch das
Zisterzienserkloster Bad Doberan
führt uns fachkundig Pastor
Schmidt. Dieses riesige, himmel-
ragende turmlose Gemäuer aus
dem 13. und 14. Jahrhundert ist vor
kurzem vollständig renoviert wor-
den: Rot-Weiß und auch sonst mit-
telalterlich-farbenprächtig. Ruhe-
stätte vieler Herzöge von Mecklen-
burg-Schwerin und Fundort defti-
ger Grabinschriften:
Hier ruhet Ahlke Ahlke Pott
Bewahr uns leve Herre Gott
As ick di wull bewahren,
wenn du wehrst Ahlke Ahlke Pott
und ich währ leve Herre Gott.

Eindrucksvoll ist der Leuchter
mit der lieblichen spätmittelalter-
lichen Maria im Strahlenkranz oder
der Kreuzlettner, dessen eine Seite
eine einzige überströmende Huldi-
gung an die Jungfrau Maria dar-
stellt.

Noch heute ist es unvorstellbar,
wie rasch die kirchlichen Reform-
bewegungen der Zisterzienser und
später der Franziskaner und Domi-
nikaner sich im Ostseeraum aus-
breiteten, Land und Leute kultivier-
ten und formten. Pastor Schmidt
nutzte auf eine kluge, lockere
Weise - lachend die Wahrheit
sagen - diese Möglichkeit, nicht
nur Kunst zu erklären, sondern den
Besuchern etwas von dem Geist zu
verdeutlichen, der diese Schönhei-
ten gestaltet hat und auch heute
noch neben dem Gottesdienst das
Christenleben im „real existieren-
den Sozialismus" bestimmt.

Es scheint, daß auch dieser
Bereich zwischen Staat und Kirche
entkrampfter geworden ist. Aber



hier wie auch in anderen politik-
relevanten Feldern sind Zeit und
Vertrauen für längere, offene
Gespräche nötig, um Probleme
so herauszuarbeiten, wie es die
Evangelischen Kirchen der DDR
und auch jüngst die katholischen
Bischöfe der DDR versucht haben.
Wie kann ein Christin einer erklär-
termaßen atheistischen, kirchen-
feindlichen Gesellschaft leben,
ohne erhebliche Nachteile in Kauf
zu nehmen oder unangemessen in
Gewissens- und Glaubensfragen
nachzugeben? Wie kann man -
angesichts einer sozialistisch-
kommunistischen Erziehung in
Vorschule und Schule, Betrieb
oder Volksarmee - christlich erzie-
hen, leben und bekennen?

In Rostock sollte man sich Zeit
nehmen für die gewaltige Marien-
kirche mit ihrem massiven West-
werk. Am besten ist es, einen Got-
tesdienst in dieser weißgetünchten
Hallenkirche mitzufeiern.

Im Kloster zum Heiligen Kreuz
sind Rostocker Kunstschätze un-
tergebracht. Barlachs riesige Bett-
lergestalt von 1930, Graphiken von
Dürer und L. Cranach, viele altnje-
derländische Landschafts- und
Genrebilder.

Aber die überhöhte, kaum zu
steuernde Zentralheizung sowie
die auch hier (nicht nur in Bremer
Museen) fehlenden Luftbefeuchter
gefährden die alten Holzmöbel

oder Ölbilder aufs äußerste. Jahr-
hunderte haben diese Kunstschät-
ze in gleichmäßig temperierten
Räumen überdauert, und jetzt ris-
kiert man ihr Ende.

Im Stadtmuseum, untergebracht
auf fünf Etagen des alten Kröpeli-
ner Tors war altes Spielzeug zu be-
trachten, völlig ideologiefrei prä-
sentiert, leider fehlte das Papier
für den unbedingt erforderlichen
Katalog.

In den recht verkommenen Stra-
ßen, die in Stralsund zur Petrikir-
che führen, fotografierte ich an die-
sem Sonnabendvormittag Bauar-
beiter, die eine Gasleitung legten
und mich fragten: „Sind Sie vom
„Neuen Deutschland"? Auf meine
Antwort: „Nein, ich komme aus
Bremen", meinte einer: „Dann
fotografier' uns doch mal und. er-
zähl' euren Leuten, wie wir. hier
an einem Sonnabend arbeiten
müssen".

Eine, Reise in dieses andere
Deutschland regt an und depri-
miert. Deprimierend ist die „Endlo-
sigkeit" der Teilung, der Mangel an
Freiheit, der Freiheit, zu uns oder in
ein anderes Land eigener Wahl zu
reisen und wieder helmzukehren,
die Freiheit, die Bücher, Tages-
und Wochenzeitungen zu kaufen,
die nötig wären, um am Gespräch
teilnehmen zu können. Dabei ist
vieles auch widersprüchlich, denn
der Rostocker oder Wismarer kann

hören und sehen, was unsere
Rundfunkanstalten senden.

Im Rostocker Interhotel „War-
now" wird man nicht nur mäßig
(Sonntagsessen!) ernährt, son-
dern kann sich in seinem Zimmer
an Tagesschau oder Dallas belu-
stigen, hur die FAZ, Le Monde oder
die Neue Züricher Zeitung werden
nicht angeboten.

Widersprüche gibt es viele. Im
Unterschied zu früher aber werden
diese durchaus wahrgenommen.

Dies gilt zumindest für unsere
uns staatlich zugeordnete, liebens-
würdige Frau H.

Das Ergebnis ist: Man wird
selbst auch gesprächiger, bereiter,
positive Entwicklungen in der DDR
wahrzunehmen und zuzugeben
und die eigene Gesellschaft kriti-
scher zu sehen. Dies erleichtert
und fördert das Gespräch. Reisen
und Begegnungen sind zumindest
für Bürger der Bundesrepublik
Deutschland leichter geworden.
Die Ergebnisse dieser Begegnun-
gen mit Land und Leuten in der
DDR werden ergiebiger in dem
Maße, wie man Realitäten - vor
allem die der grundlegenden ge-
sellschaftlichen und ideologischen
Systemunterschiede - zur Kennt-
nis nimmt. Dabei wird einem vor
allem der Vorzug deutlich, in einer
demokratischen Gesellschaft zu
leben, wo das offene, strittige Ge-

Terminankündigung

Islam und Christentum
Tagung des „Arbeitskreises Theologie

im EAK der CDU/CSU"
für Studenten, Oberstufenschüler und alle,

die Interesse haben.

9.-11. Januar 1987

Karl-Arnold-Bildungsstätte
Bonn-Bad Godesberg, Venner Straße 55

Telefon 0228/311091

Anmeldung und Informationen:
Kurt Erlemann

Untere Neckarstraße 16, 6900 Heidelberg,
Telefon 06221/10306 ab sofort

Einladung zum Wochenendseminar

„Was können wir
und was dürfen wir —

Fragen an die medizinische und biologische
Forschung und Technologie?"

Freitag, 2. Januar bis Sonntag, 4. Januar 1987
in der Heimvolkshochschule Hermannsburg.
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sprach über res publica, also über
die Dinge von öffentlichem Interes-
se selbstverständlich ist.

Deutschen in der DDR auch da-
von etwas mitzuteilen, ohne sie mit
Hinweisen auf das ihnen nicht Zu-

gängliche zu betrüben oder gar zu
kränken, viel mehr zu erstaunen
über die kleinen Freiräume, die die
Menschen sich dort geschaffen ha-
ben, um ihr Leben zu gestalten,
auch das kann Ziel und Ergebnis

einer solchen Reise sein. Schließ-
lich gilt zumindest für den Schrei-
ber aber auch wohl für die Mitrei-
senden diese einfache erfahrene
Wahrheit: Ich liebe dieses deutsche
Land, auch dieses deutsche Land.

Es muß viel vergeben werden
Nirgends ist man so undankbar wie in der Politik

Heinz-Georg Binder

Ehrlichkeit, Intelligenz und die
Überzeugung von der absoluten
sachlichen und moralischen Über-
legenheit der eigenen Position -
das seien drei Dinge, von denen
immer nur zwei gleichzeitig vor-
handen sein könnten. So sagte es
mir einmal ein Spaßvogel, der
damit einen bekannten bösen
Witz über den Wahlkampf abwan-
delte. Ich bin geneigt, ihm zuzu-
stimmen. Nun weiß ich nicht, ob
der Bürger den Wahlkampf so will,
wie ersieh regelmäßig bei uns ab-
spielt. Das fragen auch Politiker.
Aber wir können sicher sein, der
nächste Wahlkampf wird wieder
so sein wie die vorigen. Auch die
Voten der Kirchen, die mit wohlge-
setzten Worten gegen die Metho-
den der Waschmittelwerbung, ge-
gen die Unterstellungen, Ver-
leumdungen und Verdrehungen
zu Felde ziehen, werden nichts
nützen. Wenn ich in diesen Wo-
chen die mir bekannten Parla-
mentarier zum Kampf um den
Bundestag ausschwärmen sehe,
empfinde ich eher Mitgefühl als
Kritiklust. Und ich habe dafür mei-
ne Gründe.

Von der Partei verwundet

Politiker sortiert man normaler-
weise nach Parteizugehörigkeit.
Das ist eine sehr unzulängliche
Einteilung. Hier sollen einige an-
dere Kategorien genannt werden,
die vom Parteibuch ganz unab-
hängig sind. Da sind zunächst die

Parteiverwundeten. Es handelt
sich zumeist um diejenigen, die es
gerade eben noch geschafft ha-
ben, von den heimatlichen Partei-
gremien wieder aufgestellt zu wer-
den. Kaum irgendwo ist man so
undankbar wie in der Politik, und
kaum irgendwo ist man so schnell
weg vom Fenster. Da gibt es Män-
ner und Frauen, die sich um die
Menschen in diesem Staat ver-
dient gemacht haben, die hervor-
ragende Fachleute sind, auf die
das Parlament eigentlich nicht
verzichten-kann. Aber vielleicht
sind sie nicht oft genug bei den
Schützenfesten und Feuerwehr-
bällen in ihrem Wahlkreis tingeln
gegangen. Vielleicht haben sie
auch nur eine Lokalgröße verär-
gert, vielleicht waren sie einfach
zu ehrlich, sich den Stimmungs-
änderungen an der Parteibasis
immer gleich anzupassen. Jetzt
haben sie ihren eigentlichen
Wahlkampf schon hinter sich.

Fast hätte es nicht mehr ge-
reicht. Die Delegierten haben
ihnen mit aller Frische gesagt,
welche Dinosaurier sie sind und
wo es eigentlich längs geht. Diese
Wunden sind noch nicht vernarbt.
Im Grunde müßte man sich jetzt
erst einmal erholen. Aber die
Kapelle hat zu spielen begonnen.
Und wenn es auch noch so weh
tut, wenn auch die Zweifel ge-
wachsen sind, ob das denn eigent-
lich noch die eigene Partei ist,
auf die man einmal gesetzt hatte,
jetzt ziehen die Gladiatoren aufs
Kampffeld.

Parlamentarische Jagdhunde?

Gewisse Ähnlichkeiten sehe ich
bei den arbeitsamen parlamenta-
rischen Jagdhunden, die beim
Wahl kämpf jedoch zur Jagd getra-
gen werden müssen. Da hat man
vier, acht oder mehr Jahre mit den
Kollegen der eigenen Partei -
aber eben auch mit den Kollegen
der anderen Parteien - im Aus-
schuß zusammengehockt. Gewiß,
man hat sich gestritten, es gab so-
gar kämpferische Auftritte im
Plenum. Aber im Grunde hat die
Sache, an der zu arbeiten war,
doch mehr verbunden als ge-
trennt. Bei wievielen Aufgaben der
Gesetzgebung sind die Mei-
nungsunterschiede zwischen den
Fachleuten der gegnerischen Par-
teien verschwindend gering, wie
oft versteht man sich mit dem
Fachmann bzw. der Fachfrau im
anderen Lager letztlich besser als
mit den Streithammeln in den
eigenen Reihen. Jetzt aber hat die
Trompete das Signal gegeben.
Der Torero muß in die Arena. Das
Gesetz der Wahl kämpfe will es so.
Man sieht das ja auch ein. Man will
den Bürger überzeugen, sein Ver-
trauen gewinnen. Wenn nur die
vielen Mißtöne nicht wären. Die
aus den eigenen Reihen schmer-
zen in den Ohren nicht minder als
die von der anderen Seite. Und
eigentlich freut man sich auf die
Zeit, in der man wieder im „Lan-
gen Eugen", dem Abgeordneten-
hochhaus am Rheinufer, gemein-
sam bei der Sacharbeit sitzt.
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Sieger oder Besiegter?

Am meisten Mitleid jedoch habe
ich mit den „Champions". Das
sind die großen Strahlemänner,
die Bildschirmbekannten, bei
denen die Musik einen Marsch
spielt, wenn sie ins Bierzelt einzie-
hen. Kein Zweifel, sie sind Kön-
ner, aber sie wissen es auch. Da
gibt es keinen Zwischenruf, nach
dem sie nicht doch noch durch ih-
re Schlagfertigkeit die Lacher auf
ihre Seite ziehen. Zum Schluß
bringen ihnen die Leute stehend
Ovationen. Und dann geht es mit
dem Hubschrauber oder dem Au-

Jo _zur nächsten Versammlung

der Begeisterten. Ob am Ende
Sieger oder Besiegter, wie ent-
geht man auf dieser Stufe dem
Gefühl der eigenen Größe? Und
wie groß ist für den Christenmen-
schen die Gefahr, Schaden zu
nehmen an der eigenen Seele?

Vergebung für uns alle

Eigentlich müßten wir am Tag
der Wahl einen großen ökumeni-
schen Aschermittwochs-Gottes-
dienst halten und uns gegenseitig
ein dickes Aschenkreuz auf die
Stirn malen. Wir Pastoren den
Politikern, damit sie die Sündhaf-
tigkeit ihrer Ausrutscher im Wahl-

kampf bekennen. Und die Politiker
den Pastoren, damit wir einsehen,
daß das Gefühl der moralischen
Überlegenheit eine noch größere
Sünde sein kann. Uns allen muß
viel vergeben werden, das ist wohl
wahr. Übrigens: Wahlkampf ist
der Kampf um die Macht im Staa-
te. Andere Leute meinen, sie müß-
ten diesen Kampf mit Maschinen-
pistolen, Handgranaten und Bom-
benanschlägen auskämpfen. Da
will ich dann doch lieber die Ent-
gleisungen unseres Wahlkampfes
ertragen.

Heinz-Georg Binder ist der Bevollmäch-
tigte des Rates der EKD in Bonn und der
Evangelische Militärbischof.

Ein Traum:
Wir protestieren uns zu Tode

Ob in Printmedien mit zuviel Text oder mit zu-
vielen Bildern, im Fernsehen oder auf manchen
Kanzeln und Kathedern: Überall begegnet der Ein-
druck unentrinnbarer Trostlosigkeit, ja der Ver-
dammtheit des Gegenwärtigen. Neu Postmans
„Urteilsbildung im Zeitalter der Unterhaltungsindu-
strie" kommt zum Ergebnis: „Wir amüsieren uns zu
Tode." „Wir" - das sind doch nicht etwa nur die
berufsmäßigen Erzeuger, Verwalter und Vertreter
der veröffentlichten Meinung? Oder träume ich
schon?

Das Wehklagen über die verderbte Zeit ist nicht
neu. Einst tatsächliches oder angebliches „Privileg"
von Religionsgemeinschaften, ist die ecclesia
clamans schon längst eine säkulare Größe; sie hat
eine neue Heimat gefunden. Beileibe nicht nur bei
den Gewerkschaften. Es gibt zahlreiche Forde-
rungsverbände, die alle möglichen Ungerechtig-
keiten anprangern und auch Neid organisieren.
Auch in der pädagogischen Provinz haben sich
längst Dauerproteste etabliert. Auch die Politik lebt
von solchen Sozialisationsprozessen. Nur kurz vor
dem Wahltag entfernen sich für die Regierenden die
öffentlichen Gefühle von ihrer Misere und nähern
sich dann der „Basis" an. Da ist dann „Hessen vorn"
(Hessen liegt überall!). Ansonsten würzt Trübsinn
den Genuß des Wohlstands (nicht nur in Dallas);
man erfreut sich des Wohlergehens und liest Hein-
rich Böll. Aber vielleicht irrt Johannes, dem ich im
Traum ein wenig gefolgt bin (natürlich Johannes
Gross).

Mußte einst ein hoher Repräsentant unseres
Staates für „Sand im Getriebe" werben, so sind heu-
te vor allem unsere Polizeibeamten (zuweilen „von
oben" unter dem Alibi der „Verhältnismäßigkeit der
Mittel" im Stich gelassen!) die Prügelknaben der

Nation mit ihren militanten oder verbalen Dauer-
protesten, die nicht selten auf die Unterstützung der
Medien und mancher Richter rechnen können. Gott
sei Dank gibt es auch noch mutige Redakteure, die
lieber gehen (oder das Gegangenwerden auf sich
nehmen) als „Paniknummern" machen. Dann strah-
len andere Sterne und lassen Vier- und Fünfjährige
als Plakatwände und Schutzschilder für bestimmte
Überzeugungen über Straßen und Bauzäune ge-
hen. Verantwortliche Elternschaft! Oderträume ich?
Vorschulkinderbekunden im lilustriertentext ihre kri-
tische Urteilsbildung: „Es gibt keine sicheren Kern-
kraftwerke"! Jugend forscht? Oder werden hier Äng-
ste mißbraucht oder gar erst geschaffen? Als Unter-
titel zu dieser Apokalypse lese ich: „Deutschland ist
eine zuweilen peinlich pädagogische Provinz, in der
beinah jedermann jeden anderen über beinah alles
zu belehren vermag. Natürlich gibt es Arbeitsteilung.
Wer den Eltern sagt, wie sie die Kinder erziehen sol-
len, hat am besten selber keine, die verkehrserzie-
hende Obrigkeit fährt selber mit Chauffeur, den Un-
ternehmer belehren die Beamten und Bankiers er-
mahnen die Arbeitnehmer zum Maßhalten." Pfarrer
setzen, durch die Kanzelbrüstung geschützt, morali-
sches Denken an die Stelle des Politischen... So le-
se ich im Traum Gross weiter. Vielleicht bin ich
schon zu alt und angepaßt? Schweißgebadet wache
ich auf, verlasse die öffentliche Meinung und lese
wieder die veröffentlichte. Vielleicht bin ich „ange-
paßt". Wenigstens als Tagtraum frage ich: Die mit
den Dauerprotesten nicht?

Anm.: Der Autor dieses Beitrages, Prof. Dr. Karl Dienst, ist
Oberkirchenrat bei der Kirchenverwaltung der Evangelischen
Kirche in Hessen und Nassau.

Quelle: idea-spektrum, 8. Oktober 1986.

12



Namen und Nachrichten

O

c

Wenn Uwe Seeler Hamburger Bischof wäre
Zur evangelischen Kirche, in der er getauft und konfirmiert

wurde, hat Uwe Seeler ein eher distanziertes Verhältnis. Er
schimpft über die Vergeudung von Kirchensteuern und hat
kein Verständnis dafür, „daß man eine Kirche nach der ande-
ren baut und dabei sind doch die meisten Kirchen am Sonntag-
morgen leer! Ich kenne viele Geschäftsleute, die Unsummen
von Kirchensteuern zahlen, aber noch niemals ihren Pastor zu
Gesicht bekommen haben, es sei denn in der Familie ist Taufe,
Hochzeit oder Beerdigung, wo man dann hin muß." Auf die
Frage, was er denn ändern würde, wenn er Bischof von Ham-
burg wäre, antwortet Seeler: „Ich würde die Pastoren und ihre
Mitarbeiter auffordern, sich intensiver um die Menschen in
ihrem Gemeindebezirk zu kümmern, auf sie zuzugehen
und nicht zu warten, bis die Außenstehenden in die Kirche
kommen."

Landessuperintendent Henze
zur Aufgabe der Kirche

Anläßlich seines 60. Geburtstages äußerte sich Landessu-
perintendent Ernst Henze im Gespräch mit Menno Aden zur
gegenwärtigen Situation und zum zukünftigen Weg „seiner"
evangelischen Kirche:

„Wir täten gut daran, mehr zu schweigen. Das Wort von der
Weltverantwortung der Kirche ist ein Irrtum. Derferne Nächste,
das ist schon verdächtig, man übersieht dabei zu leicht den,
der einem direkt vor den Füßen liegt. Vor lauter Weltgesche-
hen vergessen manche die Not nebenan. Jesus hat sich auch
nicht an irgendeinen fernen Cäsar gewandt, sondern an die ar-
me Witwe. Im kleinsten begegnen Not und Elend, hier ist
unsere Zuwendung gefragt."

Keine Liberalisierung
in der sowjetischen Religionspolitik

Im Gegensatz zu Kirchenpräsident Helmut Spengler, der
nach einer elftägigen Reise durch die Sowjetunion im August
noch davon sprach, daß der Regierungsstil des sowjetischen
Parteichefs Michail Gorbatschow sich ungewöhnlich positiv
auf das Verhältnis von Kirche und Staat auswirke, warnte der
Schweizer Theologe Eugen Voss jetzt davor, im Westen
Tatsachen über die Religionsgemeinschaften in der Sowjet-
union zu unterschlagen. „Dann haben wir es mit einer Sowjeti-
sierung der öffentlichen Meinung zu tun, mit einem Sieg der
sowjetischen Propaganda." Die Bilanz der sowjetischen Reli-
gionspolitik bezeichnete Voss, der Leiter des schweizerischen
Informationsdienstes „Glaube in der 2. Welt" und Mitglied der
Schweizer KSZE-Delegation ist, als insgesamt negativ.

Heiner Geißler über den EAK
In einem Interview mit dem Deutschen Allgemeinen Sonn-

tagsblatt „Über das Verhältnis zwischen Religion und Politik"
sagte der Generalsekretär der CDU über den EAK: „Der EAK
spielt, heute eine herausragende Rolle im evangelischen
Raum. Der Arbeitskreis ist auch gegründet worden, um die Mit

Wirkungsmöglichkeiten evangelischer Christen innerhalb der
CDU sowohl personell wie inhaltlich zu verbessern. Das hat
sich allerdings inzwischen längst durchgesetzt. Von sechs
Unionsministerpräsidenten sind zum Beispiel zwei katholisch
und vier evangelisch. Die Frage nach der Konfession spielt in
der CDU nicht mehr dieselbe Rolle wie früher."

Inkatha-Führer Buthelezi:
Für Kooperation zwischen Schwarz und Weiß

Vor den negativen Folgen westlicher Wirtschaftssanktionen
gegen Südafrika für die dortige schwarze Bevölkerung hat der
Präsident der nach eigenen Angaben größten Anti-Apartheid-
Bewegung des Landes, Inkatha, M. Gatsha Buthelezi, ge-
warnt. Wie Buthelezi auf einer Menschenrechtstagung der
Konrad-Adenauer-Stiftung in Bonn sagte, zahlten in erster
Linie die Schwarzen den Preis für wirtschaftliche Boykotte.
Nach Schätzungen von Experten würde die Zahl der Arbeits-
losen in Südafrika durch Sanktionen bis zum Jahr 2000 auf et-
wa acht Millionen ansteigen. Zudem schadeten Boykottmaß-
nahmen vor allem der Wirtschaft der südafrikanischen Nach-
barstaaten und gefährdeten eine demokratische Zukunft Süd-
afrikas. Nach Ansicht Buthelezis, der auch Ministerpräsident
des „Homelands" KwaZulu ist, läßt sich der südafrikanische
Staatspräsident Botha nicht durch ökonomischen Druck „zur
Kapitulation zwingen". Buthelezi appellierte an Botha, alle
politischen Häftlinge freizulassen und damit Gespräche mit
schwarzen Repräsentanten möglich zu machen: „Die fried-
liche Kooperation wird dann zwischen Schwarzen und Weißen
kommen, wenn der Staatspräsident es Schwarzen ermöglicht,
in der Nationalversammlung mit ihm zu verhandeln." Buthelezi
wies ferner darauf hin, daß die Schwarzen mehrheitlich den
bewaffneten Kampf ablehnten und eine politische Lösung woll-
ten. Bundeskanzler Helmut Kohl dankte Buthelezi in seiner
Ansprache für dessen „unermüdlichen Einsatz für Gewalt-
losigkeit und rechtsstaatliche Demokratie".

Radunski: Union setzt auf Hoffnung
Die Union setzt im Wahlkampf auf die Hoffnung. Wie der

Bundesgeschäftsführer der CDU, Peter Radunski, in Frank-
furt bei einem Streitgespräch mit dem Bundesgeschäftsführer
der SPD, Peter Glotz, sagte, werde die CDU die durch Umfra-
gen in der Bevölkerung belegte Tendenz zu größerem Optimis-
mus für ihre Wahlkampagnen nutzen. „Hoffnungswahlkämpfe,
die Mut zur Zukunft machen, können sich gegen Angstwahl-
kämpfe durchsetzen", sagte Radunski bei der vom Gemein-
schaftswerk der Evangelischen Publizistik veranstalteten
Diskussion.

Die politische Situation hat sich nach Auffassung des CDU-
Geschäftsführers heute gegenüber den zurückliegenden Bun-
destagswahlkämpfen „erheblich entdramatisiert". Hätten
damals Kriegsangst, ökologische Krise und drohender Staats-
kankrott als bedrohliche Themen vorgeherrscht, so sei heute
eine Wandlung zu „dosiertem Optimismus" eingetreten. Ein
„neu gewonnenes Selbstbewußtsein" in der Bevölkerung und
eine technikfreundlichere Grundeinstellung unter Jugend-
lichen hätten die früheren Wahlkampfthemen irrelevant ge-
macht, sagte Radunski.
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Aus unserer Arbeit

Wallmann dankt Kirchen
für Mahnung und Rat

Bonn. Zentrale Aussagen auf der
Grundlage der biblischen Schöpfungsbe-
richte machte der Bundesminister für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit,
Walter Wallmann, in Bonn vor dem Evan-
gelischen Arbeitskreis der CDU/CSU. Es
sei das Geschenk der Freiheit, das die
Gottesebenbildlichkeit und damit die be-
sondere Würde jedes einzelnen Men-
schenwesens im Gesamtzusammenhang
der Schöpfung ausmache, sagte Wall-
mann. Menschliche Freiheit aber sei Gabe
und Aufgabe zugleich: „Damit ist auch die
Grundlage des Prinzips Verantwortung be-
zeichnet. Denn als Gabe ist Freiheit die
Fähigkeit, Verantwortung wahrzunehmen;
als Aufgabe ist sie die Pflicht, von dieser
Fähigkeit Gebrauch - und zwar den rech-
ten Gebrauch - zu machen."

Die Frage, ob das Instrumentarium der
Sozialen Marktwirtschaft geeignet sei, den
ökologischen Herausforderungen wirksam
zu begegnen, bejahte der CDU-Politiker.
Dazu bedürfe es der Ergänzung des tradi-
tionellen Zielkataloges der Wirtschaft (Voll-
beschäftigung, Geldwertstabilität, außen-
wirtschaftliches Gleichgewicht, angemes-
senes Wirtschaftswachstum und gerechte
Einkommensverteilung) um den Punkt „Er-
haltung der natürlichen Umwelt". Schon
aus Gründen einer deutlichen Signalwir-
kung halte er eine entsprechende Ergän-
zung des Grundgesetzes für wünschens-
wert.

Nur ein parlamentarisch demokratisches
System und eine an soziale Verantwortung
gebundene Marktwirtschaft böten über-
haupt Chancen für die jetzigen und künfti-
gen Generationen, die Bedürfnisse der
Menschen hier und in Ländern der Dritten
Welt zu befriedigen, dabei die natürlichen
Ressourcen möglichst sparsam zu nutzen
und die Umwelt so gut wie möglich zu
schützen. Nur in einer parlamentarischen
Demokratie könnten der natürliche Egois-
mus der jetzt lebenden Menschen gebän-
digt, die Interessen der Nachkommen im
Auge behalten werden.

Es gelte, sich immer wieder an den Weg-
marken zu orientieren, „die das christliche
Menschen- und Weltbild uns zeigt", fuhr
der Minister fort. „Es ist der Weg zwischen
Vergöttlichung der Natur und Vergött-
lichung des Menschen, zwischen mythi-
scher Weltschau und wertevergessener
Fetischierung der Technik. Es gibt keine
verantwortbaren Alternativen zur kritischen
Vernunft und zum technischen Fortschritt.
Wir können die ökonomischen und sozia-
len Probleme unserer Zeit - und dazu
gehören auch die Umweltprobleme - nur
lösen, wenn wir die Möglichkeiten der
Technik im Bewußtsein unserer Verant-
wortung für Mensch und Natur intelligent
nutzen", sagte Wallmann. Es gehe letztlich
um die Durchsetzung des Prinzips Verant-
wortung in der Ökonomie: „Umweltschäd-
liches Wirtschaften darf sich nicht mehr
auszahlen; nur noch umweltverträgliches
Wirtschaften darf sich lohnen!"

Wenn man die Fragen der Energiepolitik
nach Tschernobyl bedenke, dürfe man

Bundesminister Dr. Walter Wallmann mit den EAK-Kreisvorsitzenden Bonn und Rhein-Sieg,
Dr. Rudolf Kabel und Dr. Roland Kirstein.

nicht außer acht lassen, daß keine der
beiden großen Energiequellen - Kernkraft
und fossile Brennstoffe - ohne Risiko sei.
Bei den notwendigen Entscheidungen kön-
ne christliche Ethik allein nicht die Richt-
schnur liefern. Die Deckung des wachsen-
den Weltenergiebedarfs allein aus der Ver-
brennung von Öl, Kohle und Gas werde
spätestens Anfang des nächsten Jahrtau-
sends zu ungeheuren Umweltschäden füh-
ren. Die Verantwortung, die nicht an den
Grenzen der Bundesrepublik oder der In-
dustrienationen aufhöre, fordere Nüchtern-
heit und sorgfältiges Abwägen. Walter
Wallmann: „Den Ausstieg können wir uns
vielleicht finanziell erlauben, aber wir kön-
nen uns das moralisch nicht erlauben. Aus-
steigen ist nicht nur keine Antwort auf die
schwierigen Fragen, Aussteigen ist auch
eine unchristliche Haltung."

Positiv äußerte sich der Minister über
Verlautbarungen der Kirchen. Das galt so-
wohl der Demokratie-Denkschrift der EKD
als auch dem gemeinsamen Wort von EKD
und katholischer Bischofskonferenz zur
Umweltfrage. Wallmann bezog sich darauf,
als er sagte: „Ich bin den beiden großen
christlichen Kirchen sehr dankbar dafür,
daß sie dieses ermutigende Wort gespro-
chen haben. Dankbar bin ich ihnen aber
gleichfalls für manche Mahnung und man-
chen Rat, mit dem sie unsere Umweltpolitik
im Geiste kritischer Solidarität begleiten."

Rudolf Orlt

Die politische Lage Israels
in der arabischen Welt

Schriesheim. Vor zahlreichen Mitglie-
dern und Freunden des EAK gab Bot-
schaftsrat Jehudi Kinar, Bonn, einen
Oberblick über die Geschichte des Staates
Israel und schilderte die wirtschaftliche,
soziale und politische Lage seines Landes.
Der Referent stellte seinen Ausführungen
einen Film voran, der die schwierige strate-
gische Situation des 1948 gegründeten
Staates aufzeigte. Zum derzeitigen Ver-
hältnis zu Ägypten meinte der Botschafts-
rat: „Kalter Friede ist besser als heißer
Krieg." Auf die zentrale Frage nach dauer-
haften Friedensaussichten im Nahen
Osten antwortete der Redner: „Wer nicht
an Märchen glaubt, ist kein Realist."

„Südafrika- Herausforderung
für uns Christen"

Konstanz. Unter vorstehendem Titel
stand ein Informationsabend, den der EAK
und die Junge Union des Kreises Konstanz
gemeinsam veranstalteten. Ute Moßbruk-
ker, EAK-Kreisvorsitzende, begrüßte dazu
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Pfarrer i. R. Walter Schäfer, der mehrere
Jahre in der südafrikanischen Provinz Na-
tal verbracht hat. Mit Lichtbildern, die auf ei-
ner Reise in diesem Sommer entstanden
waren, lieferte Dr. Hansjörg Hirschmann
optische Eindrücke nicht nur von südafrika-
nischer Landschaft, sondern auch von den
schwarzen Elendsvierteln rund um die gro-
ßen Städte.

Pfarrer Schäfers Appell, die Beziehun-
gen zu Südafrika nicht abreißen zu lassen,
stieß in der folgenden Diskussion nicht nur
auf Zustimmung. Insbesondere bei den An-
gehörigen der Jungen Union herrschte die
Ansicht vor, daß Sanktionen zumindest als
Zeichen nötig seien, um eine überfällige
Entwicklung voranzutreiben helfen.

„Anrecht auf Respekt"

Oldenburg. Auf die Notwendigkeit einer
gleichgewichtigen Belastung in Zivil- und
Militärdienst hat Edgar Lamm, Leiter der
Zivildienstschule Bremen-Ritterhude, vor
Mitgliedern und Gästen des EAK hingewie-
sen. Sowohl Zivil- als auch Militärdienst
hätten „ein Anrecht auf Respekt".

Mensch und Technik

St. Georgen. Zu einer Veranstaltung
zum Thema „Mensch und Technik" hatte
der EAK nach St. Georgen eingeladen.
Neben Vorstandsmitglied Georg Rosen-
felder nahmen Georg Papst, Geschäfts-
führer der Papstwerke, Oberstudienrat
Engisch sowie der Kreisvorsitzende,
Reinhard Bauer, Stellung.

Das Ergebnis des Abends faßte Georg
Rosenfelder zusammen: „Die eigene Per-
spektive wurde erweitert, die Phantasie
angeregt. Jeder muß sich die Frage stellen,
an welcher Position er seinen Beitrag zur
humanen Gestaltung der Zukunft aus
christlicher Sicht leisten kann."

Die Schweiz als Modell
für Südafrika

Heidelberg. Südafrika nach Schweizer
Vorbild zu „kantonisieren" — dieses staats-
rechtliche Modell scheint nach Ansicht von
Dr. Hansjörg Hirschmann am ehesten
dem westlichen Demokratiebegriff zu ent-
sprechen; es sei eine von verschiedenen
Möglichkeiten einer politischen Neuorien-
tierung in Südafrika. Bei einer Diskussions-
und Informationsveranstaltung des EAK in
Heidelberg führte Hirschmann weiter aus,
daß dieses Modell den einzelnen Sied-
lungsgebieten ihre Selbstbestimmung im
Rahmen einer gemeinsamen Staatsbür-
gerschaft sichern könnte.

Dr. Karl A. Lamers, Kreisvorsitzender
der CDU Heidelberg, sprach sich ebenfalls
für eine „evolutionäre" Gangart aus, um
Südafrika eine neue Zukunft zu eröffnen.

Erinnerung an
Elisabeth
Schwarzhaupt
Albrecht Martin

Der Bundesvorsitzende des
Evangelischen Arbeitskreises der
CDU/CSU, Staatsminister Albrecht
Martin, widmete unserem
Ehrenvorstandsmitglied,
Bundesministerin a. D.
Dr. Elisabeth Schwarzhaupt,
den folgenden Nachruf.

In der Nacht vom 28. auf den 29. Oktober 1986 starb im Alter von 85 Jahren
Elisabeth Schwarzhaupt. Mit ihr verlieren Kirche und Politik gleichermaßen eine
prägende Persönlichkeit, eine geistreiche Streiterin für Gerechtigkeit und
Menschenwürde.

Ihr nicht nur beruflich ungewöhnlicher Lebensweg begann Ende der 20er
Jahre nach dem 2. juristischen Staatsexamen in einer Rechtsschutzstelle, die
sich minderbemittelter Frauen annahm. Nicht zuletzt aus dieser Tätigkeit folgte
ihr konsequentes und frühes Engagement für die Ziele der Frauenbewegung.

Noch vor dem 2. Weltkrieg, in schwieriger Zeit, wurde Frau Schwarzhaupt Mit-
arbeiterin der Evangelischen Kirche. Nach 1947 setzte sie diese Tätigkeit unter
Kirchenpräsident Martin Niemöller fort, gleichzeitig wurde ihr die Geschäfts-
führung der evangelischen Frauenarbeit übertragen.

Ihr Engagement in gesellschaftspolitischen Fragen führte dazu, daß Hermann
Ehlers, seit 1951 Bundestagspräsident, die damalige Oberkirchenrätin bat, für
die CDU zum Bundestag zu kandidieren, in dem sie 16 Jahre lang, von 1953 bis
1969 mitarbeitete. Zwischen 1961 bis 1966 wurde sie die erste Ministerin in einer
Bundesregierung.

Schon bald schloß sich die engagierte Christin dem von Hermann Ehlers ge-
gründeten Evangelischen Arbeitskreis der CDU/CSU an, dessen Bundesvor-
stand sie bis zuletzt als Ehrenvorstandsmitglied angehörte. Auch hier scheute
sie weder die Übernahme von Verpflichtungen noch ein beherztes Wort. Als
langjährige Mitherausgeberin der „Evangelischen Verantwortung" veröffent-
lichte sie dort zahlreiche sehr grundsätzliche und nicht nur für die Arbeit des EAK
wegweisende Beiträge, in denen ihr Lebensthema, die Gleichberechtigung der
Frau, oftmals wiederkehrte. In dieser Frage wird für sie nicht zuletzt ein Stück
christliches Menschenbild deutlich.

Für Elisabeth Schwarzhaupt bedeutete die Zugehörigkeit zur Union die stän-
dige Verpflichtung, politisches Handeln aus der Verantwortung des Christen in
allen Einzelfragen bewußt zu machen. Darum scheute sie sich auch nicht vor
unkonventionellen und mitunter unbequemen Aussagen. In Kirche und Politik
gleichermaßen zu Hause, gelang es ihr immer, Gegensätze zu überwinden und
beide Seiten zu einem verstehenden Miteinander zu führen.

Der Evangelische Arbeitskreis der CDU/CSU hat Elisabeth Schwarzhauptfür
ihre mehr als 30jährige Mitarbeit zu danken. In ihrem selbstlosen Einsatz wird sie
uns ein unvergeßliches Vorbild bleiben.

Partnerschaft zwischen
Kirche und Staat

Maulbronn. Gemeinsam mit dem Stadt-
verband Maulbronn veranstaltete der
Kreisverband des Evangelischen Arbeits-
kreises der CDU/CSU einen Diskus-
sionsabend über das Thema: „Kirche und
Staat - Chancen und Grenzen einer Part-
nerschaft". Hierzu hielt Birgit Heide,

Referentin in der EAK-Bundesgeschäfts-
stelle (Bonn) einen Vortrag.

Neben zahlreich erschienenen Zuhörern
konnte die stellvertretende Kreisvorsit-
zende, Dora Duppel, den geschäftsfüh-
renden Vorsitzenden des EAK Baden, Dr.
Michael Feist, begrüßen. Dr. Feist hielt zu
Beginn der Veranstaltung eine kurze Be-
sinnung, in deren Mittelpunkt er die Anre-
gung stellte: „Im Evangelium zu Hause und
in der Politik tätig sein".
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